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Abschiebungen aus geschützten Bereichen

Wenn Kirchenasyl und Krankheit 
nicht mehr zählen
Abschiebungen in den frühen 
Morgenstunden, Fußfesseln oder 
Ruhigstellen mit Medikamenten 
– die Verfahren, die Betroffene 
mitunter erleben müssen, gehen über 
die Grenzen der Menschenwürde. 
Daneben gibt es aber auch Schutz-
regelungen: kranke oder sich im 
Kirchenasyl befindliche Menschen 
nicht abzuschieben. Allerdings 
machen Behörden auch vor diesen 
Instanzen nicht immer halt.
von Martje Rust

Februar 2024: Nach mehr als 
30 Jahren soll ein 60-jähriger 

Mann aus Rostock abgeschoben 
werden. Er ist chronisch herz-
krank und bekommt regelmäßig 
Medikamente. Dennoch fliegen 
ihn die Behörden nach Togo aus. 
Nach erneuter Prüfung des Falls 
stellt sich kurz darauf heraus: Die 
Behörden wussten nichts vom 
Krankheitszustand des Mannes.1 
Demnach hätte er womöglich gar 
nicht abgeschoben werden dürfen.

Zwei Monate zuvor – Dezember 
2023: Eine afghanische Familie 
sucht in einem Kirchenasyl in 
Schwerin Zuflucht. Mehrere 
Familienmitglieder sind krank, die 
Mutter hat als Frauenrechtlerin 
und Journalistin einen besonderen 
Schutzstatus. Dennoch veranlasst 
das Bundesamt für Migration die 
Abschiebung der beiden volljähri-
gen Söhne. Die Familie verschanzt 
sich, ein Großaufgebot der 
Polizei kommt zum Einsatz. Die 
Abschiebungen werden daraufhin 
zur erneuten Prüfung ausgesetzt. 
Das Ergebnis: Die Rückführung 
wird zurückgezogen.

Es war das erste Mal, dass in 
MV ein Kirchenasyl gebrochen 
wurde.2

Was sind noch sichere 
Bereiche?
Wer in Deutschland einen 
Asylantrag stellt, bekommt 
eine vorläufige Aufenthalts-
genehmigung – so lange, bis die 
Prüfung des Asylantrags beendet 
ist. Wird der Antrag abgelehnt, 
verfällt das Aufenthaltsrecht. 
Wenn die Betroffenen anschlie-
ßend Deutschland nicht innerhalb 
der Frist von maximal 30 Tagen 
verlassen, drohen sie abgeschoben 
zu werden – als 
gesetzlich fest-
geschriebene 
Maßnahme wenn 
nötig auch mit 
Gewalt.3 Unter 
bestimm-

ten Bedingungen kann eine 
Abschiebung aufgeschoben wer-
den. Dann spricht man von einer 
Duldung. Dies gilt neben huma-
nitären Gründen, wie beispiels-
weise Krieg und Verfolgung im 
Heimatland, unter anderem auch 
aufgrund einer schwerwiegenden 
Erkrankung.4

Für Nichtkranke, aber den-
noch Schutzbedürftige, gibt es 
noch eine andere Instanz: das 
Kirchenasyl. Es besteht seit 40 
Jahren.5 Aktuell gibt es bundes-
weit 534 bekannte Fälle mit 
mindestens 776 Personen, die 
in kirchlichen Einrichtungen 
Zuflucht gesucht haben, davon 
155 Kinder.6 Nach Angaben 
der Pastorin und Flüchtlings-
beauftragten Dietlind Jochims 
befinden sich in MV derzeit elf 
Personen – zwei Kinder und 
neun Erwachsene – in Asylen 
der Nordkirche.7 Anfragen von 
Anwält:innen, Angehörigen und 
Unterstützenden gebe es aber 
um ein Vielfaches mehr und sie 
würden die Möglichkeiten der 
Kirche bei Weitem übersteigen. 
Ein offenbar bewährtes Mittel 
zum Schutz vor Abschiebung, 
auch in MV.

Befeuert ein neues Gesetz 
Grundrechtsverletzungen?
Diesen offiziellen Schutzpflichten 
gegenüber stehen immer wieder 
Fälle, in denen Behörden ver-
suchen, sowohl aus medizini-
schen Einrichtungen als auch aus 
Kirchenasylen Menschen abzu-
schieben. Mit dem neu auf den 
Weg gebrachten „Rückführungs- 
verbesserungsgesetz“ sollen 
Abschiebungen künftig noch 
schneller durchgeführt werden 
können. Als „Fortsetzung der 
Flüchtlingsabwehrgesetze“ der 
letzten Jahre kritisiert es MVs 
Flüchtlingsrat.8 Damit werde 
es mehr Abschiebungen ge-
ben, „vor allem aber deutlich 
mehr Grundrechtsverletzungen, 
rechtsstaatlich fragwürdige 
Inhaftierungen und eine noch 
brutalere Abschiebungspraxis“. 
Schneller und mehr abschieben 
heißt aber auch, es könnte zu 
noch mehr Verfahrensfehlern 
kommen, vermuten diejenigen, 
die schon jetzt immer wieder mit 
den bürokratischen Prozessen 
zu tun haben: zum Beispiel die 

Kirchengemeinden, die Asyl ge-
währen.

„Im Wirrwarr der Papiere“
Diejenigen, die es ins Kirchenasyl 
schaffen, werden in der Regel 
nicht mehr abgeschoben und 
erhalten ein Bleiberecht, heißt 
es von diesen Gemeinden. Eine 
Aufnahme werde aber streng ge-
prüft: Mindestens zwei Instanzen 
aus der Landeskirche müssen dem 
Antrag zustimmen, erklärt eine 
Mitarbeiterin.9 Dafür werde das 
komplette bisherige Verfahren der 
Betroffenen noch einmal gründ-
lich überprüft. Während dieser 
Zeit bleiben die Betroffenen in 
der Obhut der Kirche. Das könne 
von wenigen Wochen bis zu einem 
halben Jahr dauern. Oft würden 
sich während dieser Prüfung 
Verfahrensfehler zeigen – bei-
spielsweise hätte ein Bleiberecht 
bereits erteilt werden müssen. 
Aber wichtige Informationen 
würden zum Teil untergehen, 
wenn Akten über verschiedene 
Behörden weitergegeben werden. 
„Im Wirrwarr der Papiere, das 
durch bürokratische Prozesse ent-
steht, passieren immer wieder sol-
che Fehler“, so die Mitarbeiterin.

Ausnahmefall Kirchenasyl
Eine Gemeinde in Vorpommern 
hat seit 2015 Menschen ins 
Kirchenasyl aufgenommen, „ins-
gesamt 15“, erzählt der Pastor.10 
Die meisten aus Afghanistan. In 
seiner Gemeinde gebe es konträre 
Meinungen zur Aufnahme von 
Geflüchteten. Anfeindungen von 
rechts aber habe er noch nicht 
erlebt. Eine Seltenheit. Denn 
Gemeinden, von denen in der 
Öffentlichkeit bekannt wird, dass 
sie Kirchenasyl anbieten, berich-
ten häufiger von Bedrohungen, 
erzählt Geflüchtetenpastorin 
Jochims: E-Mails und Anrufe 
sorgten für große Verunsicherung 
– bei den Asylsuchenden und 
den Gemeindemitgliedern. 
In einigen Fällen musste die 
Polizei schon Gottesdienste ab-
sichern. Vor einigen Jahren kam 
es in Vorpommern zu direkten 
Drohungen von Rechtsextremen 
gegen die Kirchengemeinde und 
die Familie im Kirchenasyl, erin-
nert sich Jochims. Wegen solcher 
Vorfälle wollen die meisten dieser 
Gemeinden nicht öffentlich ge-
nannt werden.

Für die Schutzsuchenden 
selbst bleibt auch ein schüt-
zendes Kirchenasyl eine 
Ausnahmesituation, erzählt der 
Pastor aus Vorpommern. „Die 
Leute haben nicht wirklich viel 
Platz. Sie können nicht weg, sind 
im Grunde eingesperrt.“ Auch 
hier würden fremde Menschen 
Tür an Tür wohnen. Die Situation, 
das Erlebte und die unsichere 
Zukunft sorgten bei den meisten 
für Depressionen. Viele hätten be-
reits durch ihre Fluchtgeschichte 
psychische Krankheiten oder 
Traumata.

Deutschlandweit weder Zahlen 
noch einheitliche Lösung
Das ist der zweite Bereich, der 
unantastbar sein sollte: kranke 
Menschen. Das schreibt auch das 
Aufenthaltsgesetz vor. Dennoch 
kommt es immer wieder zu 

Situationen, in denen Menschen 
aus medizinischen Einrichtungen 
abgeschoben werden.11 Es wer-
de immer restriktiver ausge-
legt, was als schwerwiegende 
Erkrankung gelte, kritisiert 
die Organisation Internationale 
Ärzt*innen für die Verhütung des 
Atomkrieges/Ärzt*innen in sozia-
ler Verantwortung (IPPNW), die 
sich der Thematik angenom-
men hat. Eine Posttraumatische 
Belastungsstörung etwa 
zähle nicht dazu. Für 
Asylbewerber:innen, die sich 
in stationärer medizinischer 
Versorgung befinden, wie etwa 
in einer Psychiatrie, existiert gar 
keine allgemeine Regelung. Dabei 
hatte schon 2017 der Deutsche 
Ärztetag in einer Erklärung ge-
fordert, dass Geflüchtete, da sie 
in stationärer Behandlung nicht 
reisefähig sind, nicht abgeschoben 
werden dürfen.12

Einige Bundesländer, wie 
Thüringen, Rheinland-Pfalz, 
Berlin, Brandenburg, Bremen 
und Schleswig-Holstein, haben 
mittlerweile ein weitgehendes 
Abschiebeverbot im Kontext 
stationärer Behandlungen erlas-
sen. Mecklenburg-Vorpommern 
nicht. Aussicht auf eine bundes-
weit einheitliche Lösung besteht 
ebenfalls nicht. Ein Problem 
dabei: Nur wenige solcher Fälle 
erhalten von Zeit zu Zeit mediale 
Aufmerksamkeit.13 Und es gibt 
keine Instanz, die überhaupt 
Daten zu Abschiebungen von 
Kranken erfasst.

Die Suche nach Zahlen
Um endlich konkrete Zahlen 
liefern zu können, hat die 
Organisation IPPNW Anfang 
Dezember vergangenen Jahres 
ein bundesweites Melderegister 
eingerichtet.14 Ansprechpartner 
für Fälle aus MV ist Ernst-
Ludwig Iskenius aus Lübtheen. 
Der Kinder- und Jugendarzt im 
Ruhestand setzt sich seit mehr 
als 30 Jahren für Geflüchtete ein 
und hat mehrfach Abschiebungen 
erlebt.15 Heute ist er ehrenamt-
lich tätig, unter anderem für 
das Psychosoziale Zentrum in 
Schwerin. Auch im Fall des ge-
brochenen Kirchenasyls Ende 
letzten Jahres habe er die Familie 
betreut. Für ihn ist klar: Sie ist 
schwer traumatisiert. Das erlebe 
er öfter. Ebenso aber auch, dass 
dieses Krankheitsbild kaum er-
kannt werde.

Durch seine Erfahrungen als Arzt 
und in Abschiebesituationen 
wisse er „um die innere Dramatik, 
in der diese Menschen stecken“, 
beschreibt er. „Manche geraten 
in einen schweren dissoziativen 

Zustand, der häufig als inner-
lich ruhig und gefasst fehl-
interpretiert wird, sowohl von 
Polizeiärzt:innen als auch dem 
Begleitpersonal in den gechar-
terten Sammelabschiebungen.“ 
Fallen sie doch auf, würden 
die Betroffenen ruhiggestellt 
– entweder mit Hand- und 
Fußfesseln oder zwangsweise mit 
Medikamenten.

Traumata entwickelten sich 
auch bei abgebrochenen 
Abschiebeversuchen, sagt 
Iskenius. Die Folge seien schwe-
re Angstreaktionen, die häufig 
über Monate behandelt werden 
müssen. Er begleite zum Beispiel 
einen 50-jährigen Mann, der nach 
jahrelangem Aufenthalt von der 
Polizei aus seiner Wohnung ab-
geholt werden sollte. In Panik 
sprang er über die Balkonbrüstung 
und brach sich das Becken. 
„Heute, nach zwei Jahren, ist er 
immer noch nicht schmerzfrei und 
muss an Krücken gehen.“ Einmal 
abgesehen, betont der Mediziner, 
von den sonstigen psychischen 
Folgen.

Je weniger Sicherheiten, 
desto mehr Panikreaktionen 
befürchtet
Von fragwürdigen Vorfällen kön-
ne sich auch MV nicht freispre-
chen, so Iskenius. Auch fehle es 
in der Erstaufnahmeeinrichtung 
in Nostorf-Horst nach wie 
vor an einer psychosozialen 
Sprechstunde. Schon die könne 
erste Abhilfe schaffen. Außerdem 
solle die Landesregierung den 
Beispielen anderer Bundesländer 
folgen, die Abschiebeverbote 
aus sicheren Bereichen wie 
Krankenhäusern erlassen haben. 
Ansonsten befürchte er ebenso 
wie der Flüchtlingsrat mit dem 
verschärften „Rückführungs-
verbesserungsgesetz“ mehr statt 
weniger solcher Situationen. 

Hier sind Abschiebungen aus medizinischen Einrichtungen …
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